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Abkommen Nr. 100 und seine
Überwachung
An der Delegiertenversammlung des
Schweizerischen Verbandes für Frauen-
rechte in Chur schlug die Sektion Zürich
die Ernennung einer «Ombudsfrau» in je-
der Sektion vor, weiche Klagen über un-
gleichen Lohn von Mann und Frau zu prü-
fen hätte. Das Abkommen Nr. 100, das
«gleichen Lohn für gleiche Arbeit» fordert,
soll nicht nur auf dem Papier stehen, es
muss verwirklicht werden. Die Anregung
wurde entgegengenommen, und es wurde
beschlossen, die Frage in jeder Sektion zu
prüfen und an der nächsten Delegierten-
Versammlung Bericht zu erstatten.
Die Sektion Zürich möchte noch einen
Schritt weiter gehen und einen Überblick
über die wirkliche Lage gewinnen. Sie er-
sucht daher Mitglieder und Aussenstehen-
de um Meldung von diskriminierenden Un-
terschieden in der Entlohnung und in den
Aufstiegsmöglichkeiten. Entsprechende
Mitteilungen wären an unser Sekretariat
zu richten.
Vorläufig geht es also nur darum, das Aus-
mass der Diskriminierung beurteilen zu
können. Interventionen irgendwelcher Art
würden nicht unternommen, ohne das Ein-
Verständnis der betreffenden Arbeitnehmer
eingeholt zu haben.

Gerechtere Besteuerung im
Kanton Luzern
Der Landesring Luzern hat ein Volksbe-
gehren eingereicht, mit dem eine gerech-
tere Besteuerung angestrebt wird. In Form
einer allgemeinen Anregung wird das Be-

gehren um Abänderung des kantonalen
Steuergesetzes in folgenden Belangen ge-
stellt:

1. Einführung der obligatorischen Einkorn-
mens-Nachweispflicht für alle Steuerpflich-
tigen.

2. Verminderung der Steuerlast der Fami-
iie entsprechend ihrer wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit.

3. Entlastung des Zusatzeinkommens aus
unselbständiger Erwerbstätigkeit der Ehe-
frau.

4. Erhöhung der Abzüge auf AHV- und IV-
Renten, vor allem bei kleinen Einkommen.

Die Formulierung von Punkt 3 mag beson-
ders jene Frauen enttäuschen, die eine ge-
trennte Besteuerung der Ehegatten for-
dem. In den Erläuterungen zum Initiativ-
text wird ausgeführt, welche Gründe aus-
schlaggebend waren, dass auf dieses Be-
gehren verzichtet wurde. «Das Zivilrecht
(ZGB, OR) betrachtet die Ehe als Gemein-
schaft auch in finanziellen Belangen. So-
lange die eidgenössische Gesetzgebung
bezüglich der Stellung der Frau im Fami-
lienrecht keine Änderungen erfährt, ist es
nicht möglich, kantonal auf die gemeinsa-
me Ehegatten-Besteuerung (Haushaltbe-
Steuerung) zu verzichten. Es ist zu hoffen,
dass die Familienrechtsrevision im Bund
so bald als möglich vorangetrieben wird.»
Dass das gegenwärtige Steuergesetz von
Vielen als ungerecht empfunden wird, be-
beweist das rasche Zustandekommen des
Volksbegehrens. In einer einzigen gross-
angelegten Sammlung in Migros-Märkten
wurde es von 5 741 Stimmberechtigten
unterzeichnet, nötig wären 4000 Unter-
schritten gewesen.
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